
E ines steht
fest:Wollen
die transatlan-

tischenVerhand-
lungspartner noch
im nächsten Jahr zu
einer politischen
Einigung kommen,
brauchen die seit
geraumer Zeit düm-
pelnden Gespräche
über ein Freihan-
dels- und Investiti-
onsabkommen zwi-
schen der EU und
den USA dringend
starke und positive
Impulse. Die von
der EU-Kommissi-

on jetzt vorgelegtenVorschläge zu den im
Mai entwickelten Ideen für eine Reform der
umstrittenen Schiedsgerichte sind ein sol-
cher starker Impuls, mithin ein erster
Schritt, um die auf Eis liegenden Gespräche
über die Beilegung von Streitigkeiten zwi-
schen Staaten und Investoren in Gang zu
bringen.
Den Plänen zufolge sollen transparentere

Verfahren und Berufungsmöglichkeiten das
bestehende private System modernisieren
und für die Zukunft fit machen. Dazu ge-
hört ein von denVertragspartnern besetz-
ter Pool von 15 unabhängigen Richtern aus
der EU, den USA und Drittstaaten ebenso
wie das Recht der Staaten auf Regulierung.
Mittelfristig will Brüssel das Transatlanti-
sche Freihandels- und Investitionsabkom-
men (TTIP) dazu nutzen, einen internatio-
nalen Handelsgerichtshof zu etablieren.
Gut so.
Freilich ist die Kuh damit nicht vom Eis.

Die Zugeständnisse von EU-Handelskommis-
sarin Cecilia Malmströmwerden die Funda-
mentalkritiker des TTIP-Abkommens nicht
befrieden. Prompt haben sie die Pläne aus
Brüssel, kaum dass diese in derWelt waren,
als „Schönfärberei“ bezeichnet. Doch die
Pläne sind mehr als das. Tatsächlich ist es
ein Erfolg der Zivilgesellschaft und der eu-
ropäischenVolksvertreter, dass die Kommis-
sion den Ball aufgenommen hat und nun
versucht, die verfahrene Lage konstruktiv
weiterzuentwickeln.
Der Investitionsschutz muss demokrati-

schen Prinzipien unterliegen. Privatwirt-
schaftliche Interessen dürfen öffentliche po-
litische Ziele nicht unterminieren. Dafür
steht in den künftigen Gesprächen mit den
USA die Kommission. Als Verhandlungsfüh-
rerin ist sie gut beraten, Anregungen und
rote Linien von EuropasVolksvertretern zu
berücksichtigen. Deren enge Einbindung in
denweiterenVerhandlungsverlauf ist des-
halb Pflicht. Denn nur mit Parlamentsplazet
können Handelsabkommen der EU in Kraft
treten.

Starke
Impulse

TTIP

Kaum Chancen auf Arbeit

E
s ist verständlich, wenn die Bundes-
kanzlerin in diesen Tagen Optimismus
verbreitet. Dabei ist aberwichtig, dass
wir realistisch bleiben und Schwierig-
keiten nicht schönreden. Im Moment

passiert das Gegenteil:Waren es anfangs nur ver-
einzelte Stimmen, die in den Flüchtlingen eine
Chance sahen, den Fachkräftemangel in Deutsch-
land zu beheben, werden diese Stimmen inzwi-
schen zahlreicher. Ist diese Hoffnung realistisch?
Die unbequemeWahrheit lautet: Die Mehrheit

der Flüchtlinge, die zu uns kommen, hat kurz- bis
mittelfristig keine Chance, auf unserem Arbeits-
markt Fuß zu fassen. Dies belegen Stichproben,
die von der Bundesagentur für Arbeit gemacht
wurden: Nur etwa zehn Prozent der registrierten
Flüchtlinge sind auf dem Arbeitsmarkt vermittel-
bar.
Ein kleiner Prozentsatz mag sich relativ zügig

integrieren lassen und dabei auch die eine oder
andere Fachkraftstelle ausfüllen, aber die überra-
gende Mehrheit wird sehr lange bis dauerhaft auf
die Hilfe des Staates angewiesen sein: entweder
in Form von Sozialleistungen oder durch die Ver-
mittlung in Stellen, die geringe bis gar keine Qua-
lifikationen erfordern. Kurzum: Das Fachkräfte-
problem lässt sich nicht über das Asylrecht lösen.
Vor diesem Hintergrundwarne ich davor, die

Debatte um ein Einwanderungsgesetz mit der
Flüchtlingsdebatte zu vermischen.Wer das Asyl-
recht nicht strikt vom Einwanderungsrecht
trennt, weckt neue Begehrlichkeiten und die Hoff-
nung, das Asylrecht als Eintrittskarte in unseren
Arbeitsmarkt nutzen zu können. Daher sind auch
alle Vorschläge abzulehnen, dieweitere Lockerun-
gen bei der Arbeitserlaubnis für jene Asylbewer-
ber fordern, deren Aufenthaltsstatus noch nicht

geklärt ist.Wer an dieser Schraube dreht, droht
sie zu überdrehen und das Asylrecht auszuhe-
beln. Das Asylrecht ist ein humanitäres Hilfs-
instrument und muss es auch bleiben.
Keine Frage, dieWirtschaft kann und muss ei-

nen Beitrag leisten, um Flüchtlinge in unsere Ge-
sellschaft zu integrieren. Denn Teilhabe am Ar-
beitsmarkt ermöglicht Teilhabe an der Gesellschaft
und schafft ein Bewusstsein der Zugehörigkeit. In-
sofern ist jedes Engagement derWirtschaft als In-
tegrationsbeitragwichtig, egal ob in Form von
Praktikumsplätzen oder anderen Maßnahmen, die
an eine Arbeit heranführen können.
Wenn aber so mancherWirtschaftsführer schon

von einemWirtschaftswunder träumt, halte ich
das aus mehrfachen Gründen für problematisch:
Erstenswird Deutschland seinen Fachkräftebe-
darf –wie zuvor aufgezeigt – nicht über Flüchtlin-
ge decken können. Zweitens droht sich bei der Be-
völkerung der Eindruck einer Rosinenpickerei zu
verfestigen – Motto: DieWirtschaft „angelt“ sich
diewenigen Fachkräfte, um den Rest muss sich
die Gesellschaft kümmern. Und drittens schürt
solches Reden Hoffnungen bei jenen, die zu uns
flüchten beziehungsweise zu uns flüchtenwollen.
Zurückbleibenwerden Enttäuschte, die sich mög-
licherweise auch in Parallelgesellschaften oder in
die Kriminalität flüchten.
In der Flüchtlingsdebatte brauchenwir auch ei-

neWahrhaftigkeitskultur.Wir müssen die Proble-
me offen ansprechen, um sie lösen zu können.
Nur dann könnenwir es auchwirklich schaffen.

GASTKOMMENTAR

„Heute lösen wir unser Versprechen ein –

ein neues, modernisiertes System von

Investitionsgerichten vorzuschlagen.“
Cecilia Malmström

EU-Handelskommissarin, will die Schiedsgerichte
im Rahmen des TTIP-Abkommens ad acta legen

„Wir waren sehr deutlich in der Ansage

an die Bundesregierung, dass sie hier endlich

ihre Hausaufgaben machen muss.“
Winfried Kretschmann

Baden-Württembergs Ministerpräsident (Grüne), kritisiert die Dauer der Asylverfahren

Wir brauchen

in Sachen

Flüchtlinge eine

Wahrhaftigkeits-

kultur im Land,

fordert Carsten

Linnemann.

Brüssel gestaltet

Schiedsgerichte

beim Freihandel

transparenter,

meint Thomas

Ludwig.
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